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Zehn Jahre 
preußiſch-deutſcher Kirchenpolitik 


D. g. A. ccipſius. 
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r Caral a KR: Hftober 1887 — liegt Die 
preußiſche Mai geſetzgebung in Trümmern. Aus dem gewaltigen 
Kampfe des preußiſchen Staats mit der römiſchen Kirche iſt 
etztere als Siegerin hervorgegangen. Der mächtige Kanzler hat 
es aufgegeben, die Ubergriffe „u bekämpfen“, mit welchen nach 
einem treffenden Worte „römijche Herrſchſucht dag deutſche 
Leben bedroht“; er hat vor Rom die Waffen geſtreckt. Die 
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bifchöfliche Hierarchie im preußijchen Staate, vor zehn Jahren 
faft aufgelöft, ift lückenlos wiederhergejtellt, der Eid auf Die 
Staatsgefege ift den Bifchöfen und Bistumsverwejern erlaffen, 
die gejchloffenen Priefterfeminare, Stnabenjeminare und Stonvifte 
find oder werden wiedereröffnet, der in feſte Schranken gefügte 
Gebrauch der kirchlichen Straf- und Buchtmittel ift wieder frei— 
gegeben, die beſchlagnahmten Geldſummen ſind den Biſchöfen und 
kirchlichen Genoſſenſchaften zur freien Verfügung wieder aus⸗ 
geliefert, und das ganze ſtreitbare Heer der Ordensbrüder und 
Ordensſchweſtern ergießt ſich von neuem in unaufhaltſamem 
Strome über den preußiſchen Staat. Triumphierend erhebt die 
römiſche Kirche ihr Haupt; ins Unermeßliche iſt ihre Macht und 
ihr Anſehn gewachſen. Schon legt ſie ihre Hand auch an die 
Schule und fordert die unbeſchränkte klerikale Leitung der Jugend— 
erziehung: ſchon wird der Vernichtungskrieg gegen den deutſchen 
Proteſtantismus gepredigt und durch Bearbeitung der in ge⸗ 
mifchten Ehen lebenden Gatten, Durch zudringliche Befehrungs- 
verfuche bei der Kranken- und Armenpflege, durch ſyſtematiſch 
geleitete katholiſche Einwanderungen, durch Einſchüchterung wirt— 
ſchaftlich Unſelbſtändiger, vor allem durch unabläſſige Hetz⸗ Droh— 
und Schmähartikel in der katholiſchen Preſſe ins Werk geſetzt; 
ſchon verſteigen fich ultramontane Blätter zu der Hoffnung einer 
Bekehrung des Hohenzollernhauſes zum römiſchen Katholizismus! 
Wie iſt dieſe ungeheure Wandlung der Dinge geſchehen? 
Was Hat fiH zugetragen, daß der preußiſche Staat gerade in 
dem Augenblide, wo die günjtigjten Ausfichten auf Sieg fich zu 
eröffnen fchienen, mit einemmale innebielt im Stampfe, dann 
Schritt für Schritt vor dem unaufhaltjam vordringenden Feinde 
zurückwich, zuleßt die vom Papſte diktierten Sriedensbedingungen 
widerftandslo8 annahm und jegt, wo er am Ende des Kampfes 
zu ftehen meint, aus dem Munde der übermütigen Sieger Ver- 
nehmen muß, der vermeintliche Friedensſchluß fet nur ein Waffen- 
ftillftand, ein neuer ungleich hartnäcigerer Kampf jtehe noch bevor? 
Wer die römische Kirche fennt, der weiß, daß Nom nicht 
eher Frieden fchließt, als bis der legte Reger verbrannt ift. Er 
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weiß aber auch, daß einem festen, unbeugjamen Staatswillen 
gegenüber Rom alle feine Hochfliegenden Weltbeherrfchungspläne 
auf befjere Zeiten vertagt und fih auch in die für feine Mn- 
Iprüche ungünftigjten Verhältniſſe zu ſchicken verſteht. Nur dem 
Nachgiebigen gegenüber ift Rom eine furchtbare Macht, die aus 
jedem Zugejtändnifje fich ein neues Bollwerk errichtet, um von 
einem Siege zum andern vorwärtszufchreiten. 

Der eiferne Kanzler, dem das deutjche Volf die Wieder- 
aufrichtung des deutjchen Reiches, die Erfüllung unfrer höchſten 
nationalen Hoffnungen verdankt, wollte dieſem Neiche den innern 
Frieden wiedergeben, um es zu den bevorstehenden Kämpfen mit 
gewaltigen äußeren Feinden zu jtählen. Unter den inneren Feinden, 
welche die nationale Einigung hemmten, war der mächtigjte die 
katholiſche Zentrumspartei, die mit ihren Affiliirten nahezu über 
ein Drittteil des NeichStages, im Bunde mit der Fortſchritts— 
partei big zu den Wahlen vom 21. Februar 1887 über die 
Mehrheit des Reichstages verfügte. Von den politischen Parteien, 
auf deren Hilfe der Reichskanzler im Kriege mit Nom zählen 
mußte, war eine nach der andern deg „Kulturkampfes“ müde 
geworden. Seit Sommer 1877 ‚begannen auch die National- 
liberalen — bisher die entjchloffenften Kulturkämpfer — einen 
Ausgleich zu fordern. Kirchliche und veligiöfe Gefichtspunfte 
famen jchon bisher bei dem Kampfe der ftaatzfreundlichen Par- 
teien wider Rom jo gut wie nicht in Betracht, es entjchieden 
lediglich politische Erwägungen, während fast überall ein bedauer- 
licher Mangel an BVerjtändnis, ja nur an Intereſſe für kirch— 
liche Dinge fich fühlbar machte. Die einzige Ausnahme bildete 

ver rechte Flügel der deutſch-konſervativen Partei; aber diejer 
träumte, wenigſtens eine Zeitlang, von einer „Solidarität der 
fonjervativen Intereſſen“, welche die proteftantifche Orthodoxie 
mit dem Katholizismus verbinden follte. Einflußreiche Prek- 
organe dieſer Partei nahmen bei jedem Konflikte der Staats- 
gewalt mit der Hierarchie für leßtere Partei und eiferten mit ` 
der Saplanspreffe um die Wette über die Bedrückungen der 
„Kirche“ Durch den „religionglofen" Staat. Bis in die höften 
1* 
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Kreife hinauf Hatte die römische Hierarchie ergebene Verehrer 
und mächtige Fürjprecher. Bon der evangelijchen Kirche war 
bei der Maigejeßgebung gar feine Rede geweien: e8 fchien fich 
um der „Barität” willen von jelbjt zu verjtehen, daß alle gegen 
Nom gerichteten Geſetze auch auf fie erftredt wurden. ALS Die 
Nufe nah Beendigung des Kulturfampfes fih mehrten, gab es 
fein proteftantijches Volfsbewußtjein, welches der unzertrennlichen 
Verbindung des Staatsinterefjes mit den Suterefjen der evan- 
gelifchen Kirche fich erinnert hätte. Man war längjt gewohnt, 
die evangelifche Kirche Lediglich als eine vom Staate regierte, 
der Staatlichen Leitung widerſtandslos Hingegebene Gemeinschaft 
zu betrachten. ALS gejchloffene Meacht dem Staate gegeniiber 
fam für die Nealpolitifer nur die römijche Kirche in Betracht, 
deren Einfluß fich ziffermäßig berechnen lieg nach der Zahl der 
in den Reichstag gewählten Zentrumsmänner. Wenn aber auch 
bie und da das proteftantifche Bewußtſein fiH zu regen begann, 
jo wurde feine fräftige Entfaltung durch Die innere Berjplitterung 
und den Jeidenfchaftlichen Kampf der firchlichen Parteien gez 
lähmt. Auf der Nechten wie auf der Linken verzehrte man die 
beiten Kräfte in der Bekämpfung der gegnerischen Richtungen in 
der eignen Kirche, ftatt das, was Die Parteien trennte, hinter 
den geiftigen Kampf wider den gemeinjamen eind zurück 
zuftellen. Schlimmer aber als jelbjt der maßlojejte Parteigeift 
wirkte die in breiten Volksſchichten herrjchende religiöfe und 
Eicchliche Sndifferenz und jene oberflächliche Durchjchnittsbildung, 
die fich über alle Firchlichen Gegenjäße erhaben dünkte und nicht 
einmal von der Bedeutung des evangelijchen Proteſtantismus 
für unfre ganze nationale Kultur eine Ahnung beſaß. Während 
in den fatholifchen Gegenden felbft die indolente Maffe fich doch 
die Führung der Priefterfchaft in der Dppofition wider die Re- 
gierung gefallen ließ, erachteten es zahlreiche PBroteftanten für 
ein Beichen der Aufklärung, der eignen Kirche mit Gering- 


ſchätzung zu begegnen und alle religiöfen Fragen fih vom Leibe 


zu halten. Selbſt von den nicht völlig Sndifferenten fahen viele 
die Religion als eine Privatfache an, die für das öffentliche 
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Leben nicht in Betracht kommen dürfe, und forderten im Namen 
der Toleranz, daß jede Kirche machen könne was ſie wolle, vor— 
ausgeſetzt, daß ſie ſelbſt dabei unbehelligt blieben. 

Kurz, hüben das Elend der kirchlichen Zerriſſenheit, drüben 
eine träge Maſſe, in der kaum irgendwo eine Spur von kräf— 
tigem proteſtantiſchen Bewußtſein zu entdecken war. War es ein 
Wunder, wenn die evangelije Kirche den Politikern, die nur 
mit konkreten Machtverhältniſſen rechneten, nicht imponierte, daß 
ſie überhaupt aufgehört hatte, ein Faktor in der ſtaatsmänniſchen 
Berechnung zu ſein? 

Und nun kamen die Wirrſale der politiſchen Parteikämpfe, 
der Widerſtand, den der politiſche Liberalismus den wirtſchaft— 
lichen Reformplänen des Kanzlers bereitete, während gerade das 

Zentrum ſich auf dieſem Gebiete zum Bundesgenoſſen anbot, 
der Zuſammenbruch der nationalliberalen Partei, die nicht ohne 
Mitwirkung des Kanzlers, doch großenteils durch eigne Schuld, 
an die Wand gedrückt, unter dem Eindruck der Mordattentate 
des Frühlings 1878 bei den Wahlen unterlag und jchlieglich 
im Streite der Schußzöllmer und Freihändler in zwei getrennte 
Fraktionen auseinanderging, das immer bedrohlichere Anſchwellen 
dev Sozialdemokratie, Ddiejes gejchtworenen Feindes der ganzen 
heutigen Geſellſchaftsordnung, endlich die mit wachjendem Er- 
folge gefrönten Bemühungen der dem Kangler vor allem ver- 
haften SFortjchrittspartei, mit dem Zentrum einen Bund zu 
ſchließen zur rückſichtsloſeſten Oppoſition. In der Durchführung 
faft aller feiner Pläne gehemmt oder auf eine unmillfommene 
Hilfe angewieſen, fete der Kanzler alle feine Hoffnung darauf, 
über die Köpfe des Zentrums Hinweg fih mit Rom zu ver- 
jtändigen, den Widerjtand des Zentrums hierdurch zu brechen 
und eine neue gedeihlichere Geſtaltung der politischen Parteiver- 
hältniffe im Neichstage anzubahnen. 

So lange Pius IX. lebte, war zu einer folen Verſtändi— 
gung feine Ausficht. Aber faum hatte Leo XIII. (20. Februar 
1878) den päpftlichen Stuhl bejtiegen, als ein Austausch von 
artigen Begrüßungen und Friedenswünfchen zwifchen Nom und 
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Berlin begann. Politiſche Gründe hatten damals den Fürſten 
Bismarck in die Kampfesſtellung gegen Nom getrieben: dasg 
religiöfe Moment, wie e8 in dem berühmten Wort vom Papfte 
al3 „dem Feinde feiner Seligkeit“ zum Ausdrucke fam, war 
zwar ganz gewiß feine bloße Dekoration, aber doch durchaus den 
politiichen Erwägungen untergeordnet. Die religiöjen Kräfte 
des deutjchen Protejtantismus gegen Jom zu entfejjeln, lag 
weder in dem Vermögen, noh in den Wiünjchen des Kanzlers, 
der die Macht der Ideen im Grunde nicht höher ſchätzt, als 
Napoleon I. Politiſche Gründe geboten ihm jeßt, den in den 
(iebenswürdigiten Formen dargebotenen Sriedensverjicherungen 
Glauben zu ſchenken. Die Legende vom „Friedenspapſte“ Leo XIII. 
hat keinen Geringeren als den Fürſten Bismarck zum Urheber. 
Dieſer Friedenspapſt hat noch als Erzbiſchof von Perugia den 
Proteſtantismus eine „Peſt“, ein „aus Hochmut und Gottloſigkeit 
entſtandenes“ Syſtem genannt. Er hat auf Anlaß der Atter 
tate Hödels und Nobilings die Neformation al3 die Mutter 
de3 Sozialismus bezeichnet und den in Nom errichteten evange- 
ifchen Schulen nachgefagt, in ihnen würden „die zarten Kinder 
mit abjcheulichen Irrlehren getränft, Die fittenverderblichjten Cin- 
wirfungen gingen von ihnen aus.” Sm Jahre 1880 bat er 
die evangelifchen Miſſionare als Teufelsſöhne gejchildert, welche 
das Neich Satans verbreiten. 1881 hat er nach der Ermordung 
des ruſſiſchen Kaifers den Brotejtantismus abermals für den 
Sozialismus, Kommunismus und Nihilismus verantiwortlich ge- 
macht. Aber das alles fonnte Die Buverjicht in Die friedlichen 
Gefinnungen des Papſtes nicht erſchüttern. Meitten in Den 
Stiedensverhandlungen mit dem preußifchen Staat jprach er in 
jeiner vierten Enzyflifa vom Februar 1880 dem Staate -jede 
Befugnis zur gejeglichen Regelung des Eherechtes ab und gab 
Die Lofung zu den berüchtigten Eheinftruftionen, welche jede vor 
dem evangelifchen Seelforger eingegangene Ehe für ein Konku— 
binat erklärten. Aber Fürft Bismard hat es verfichert: Leo XIII. 
ift ein „gemäßigter und friedliebender Herr”. In Wirklichkeit 
war an die Stelle des papa zelante ein „Politiker“ getreten, 
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ein gewiegter, in den alten Künſten der Kurie wohlerfahrener 
Diplomat, der die Leidenſchaften zu bezähmen, durch ſchöne Worte 
und allgemeine Verſprechungen die Friedenshoffnungen zu nähren 
verſtand. Aber der kennt Rom ſchlecht, welcher ſich einbilden 
kann, daß es auch nur auf ein Tüttelchen ſeiner Anſprüche auf 
Weltherrſchaft freiwillig verzichten werde. Selbſt die in ihrer 
Art aufrichtigſte Friedensliebe eines römiſchen Pontifex hat hier 
ihre Grenze: hinter verbindlichen Formen und ſcheinbaren oder 
doch ſachlich bedeutungsloſen Zugeſtändniſſen verbirgt ſich immer 
die alte zähe Unerſättlichkeit der Anforderungen, die nur durch 
unbedingte Unterwerfung befriedigt werden kann. Der größte 
Staatsmann unſres Jahrhunderts, dem kein einziger unter den 
weltlichen Diplomaten gewachſen iſt, er hat in dem alten ge— 
brechlichen Mann im Vatikan ſeinen Meiſter gefunden. 

Kaum waren die erſten Begrüßungen ausgetauſcht, als die 
Friedensunterhandlungen begannen. Im Juli 1878 erſchien der 
münchener Nuntius Maſella in Kiſſingen, um ſich mit dem 
Fürſten Bismarck zu beſprechen. Die durch den jähen Tod des 
Kardinal-Staatsſekretärs Franchi unterbrochenen Verhandlungen 
wurden 1879 durch den damaligen Pronuntius beim Wiener 
Hofe, Jacobini, in Gaſtein wieder aufgenommen und mit dem 
deutſchen Botſchafter in Wien weitergeführt. Die Friedensbe— 
dingungen Bismarcks waren weſentlich politiſcher Art, wie die 
augenblickliche Lage im Reiche ſie an die Hand gab: der Papſt 
ſollte dazu helfen, die Oppoſition des Zentrums zum Schweigen 
zu bringen. Als Erſatz dafür wurden die weitgehendſten Ab— 
änderungen der Maigeſetze in Ausſicht geſtellt: nur an der 
anderen Staaten unbedenklich gewährten biſchöflichen Anzeigepflicht 
der anzuſtellenden Seelſorger hielt der Kanzler unerſchütterlich 
feſt. Die Ehre des preußiſchen Staates war hierbei verpfändet; 
neun Zehntel aller Streitfälle des Kulturkampfes hatten hiervon 
ihren Ausgang genommen. Man muß dieſen Umſtand im Auge 
behalten, um ſowohl die Entwickelung des kirchenpolitiſchen 
Kampfes, als die Geſchichte des Friedensſchluſſes zu verſtehen. 
Der Verſuch der Falkſchen Geſetzgebung, die Anzeigepflicht und 
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damit eine pofitive Mitwirkung des Klerus zur Ausführung der 
Staatögefege zu erzwingen, war an dem Hartnädigen Wider- 
Stande der Bifchöfe gejcheitert, welche die Pfarreien Lieber ver- 
öden Liegen, als dem Gefete zu gehorchen. Die Erfüllung der 
Anzeigepflicht bildete ſeitdem den Mittelpunkt aller firchenpoli- 
tifchen Forderungen an Nom; um diejes einzige Zugeſtändnis 
zu erlangen, fand fich Fürſt Bismard bereit, Die wertvollften 
Hoheitsrechte des Staates über die römische Stirche zu opfern. 
Sp war der preußijche Staat gleich beim Beginn der Verhand- 
lungen im Nachteil. Diefelben fritten gleichwohl anfangs nicht 
von der Stelle. Die Kurie verlangte den Jofortigen Abbruch 
der Maigejeßgebung; der Kanzler wollte nur Zug um Bug feine 
BZugeftändniffe machen. 

Da ward die Welt plöglich durch ein Schreiben Leo's XIII. 
an den abgefegten Erzbiſchof Melchers von Köln überrafcht, in 
welchem jener erflärte, die Anzeige der Geijtlichen beim Dber- 
präfidenten könne geduldet werden. (24. Febr. 1880.) Das 
Haupthindernis des Friedensjchlufjes jhien aus dem Wege ge- 
ichafft. Aber bald zeigte fich, daß e8 fo nicht gemeint war. 
AS die preußifche Regierung die mildere Handhabung der be- 
itehenden Geſetze an die thatjächliche Erfüllung der Anzeige- 
pflicht fnüpfte und dies durch die Botjchaft in Wien dem Kar- 
dinal Sacobini anzeigen liep, jtellte Die Kurie die Anzeige erft 
unter der Bedingung in Ausficht, daß der Staat mit feinen 
BZugeftändniffen den Anfang mache, und beeilte fich alsbald, dies 
der Dffentlichfeit fund und zu wifjen zu thun. Cine Depefche 
Bismards an den Botfchafter vom 21. Mai 1880 erklärte darauf 
die Unterhandlungen für abgebrochen. Aber thatjächlich begann 
der Kanzler die päpftlichen Forderungen zu erfüllen. Eine als- 
bald im Landtage eingebrachte, von dem früheren Kultusminifter 
Falk energiſch befämpfte Eirchenpolitijche Vorlage verlangte weit- 
gehende disfretionäre Bollmachten in der Handhabung der Mai- 
gejege, um die Strafprozeffe wegen Verlegung derjelben erheb— 
lich, zu beſchränken, durch Dispenfationen von den wifjenfchaft: 
lichen Vorbedingungen der geiftlichen Anftellung der Verwaiſung 
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der Seelſorge ein Ende zu machen und zugleich den Weg zu 
bahnen zur Wiederherſtellung der biſchöflichen Hierarchie. Auf 
Grund dieſes Gefeßentwurfs fam mit Hilfe der Konjervativen 
und des rechten Flügels der Nationalliberalen, aber unter Wider- 
Spruch deg Zentrums, am 14. Juli 1880 die erjte firen- 
politifche Novelle, wenn auch in wejentlich abgejchtwächter 
Seftalt, zu Stande. Die disfretionären Vollmachten wurden 
größtenteils abgelehnt; ebenjo der jogenannte Biſchofsparagraph, 
welcher dem Könige das Necht einräumen wollte, den abgejeten 
Biſchöfen die Staatliche Anerkennung bedingungslos wieder zu 
erteilen. Dagegen follte an die Stelle der bisher durch gericht- 
fiches Urteil ausgejprochenen Amtsentjegung von Bifchöfen und 
Pfarrern nur die Unfähigfeitserklärung zur Ausübung ihres 
Amtes treten, welche den Verluſt des Amtseinkommens zur Folge 
haben ſollte. Ferner wurde beſtimmt, der Aushilfegottesdienſt 
geſetzmäßig angeſtellter Geiſtlicher in fremden Parochien ſolle 
nicht ſtrafbar ſein; neue Niederlaſſungen der Genoſſenſchaften 
für Krankenpflege dürfen mit Zuſtimmung des Kultusminiſters 
errichtet werden; bis zum 1. Januar 1882 dürfe den Verweſern 
erledigter Bistümer der gejeßlich vorgefchriebene Eid erlajfen und 
die Wiederaufnahme der Staatsleiftungen in den betreffenden 
Diözeſen verfügt werden. 

In Folge dieſes Geſetzes wurden zahlreiche Pfarrſtellen 
königlichen Patronates wieder beſetzt; in Paderborn, Osnabrück 
und Trier wurden Bistumsverweſer ernannt. Als die Wahl 
des Trierer Bistumsverweſers de Lorenzi wegen deffen allzu 
provofatorifcher Haltung die ftaatliche Genehmigung nicht ge— 


funden hatte, wurden Unterhandlungen eingeleitet zur definitiven 


Beſetzung des (durch den Tod erledigten) Bistums. Die päpft- 
liche Wahl fiel auf den von Mantenffel als Mann des Friedens 
empfohlenen, vom preußischen Hofe gewinfchten Jeſuitenzögling 
Felix Korum in Straßburg. Demſelben wurde der politiſche 
Eid erlaſſen; bei ſeinem Empfang im kaiſerlichen Palais machte 
die Wache die militäriſchen Honneurs. Im Jahre 1872 hatte 
Fürſt Bismarck ſich geweigert, den Biſchof Krementz von Erme— 
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(and zur Audienz beim Kaifer zuzulafjen, jo lange er die Auto- 
vität der Landesgefege nicht anerfenne; inzwijchen waren Die 
Zeiten andere geworden. 

Am Anfange des Jahres 1882 waren fünf Bistümer, 
darunter drei proviforifch, neu bejeßt; in fünf Diözejfen waren 
die Staatsleiftungen wieder aufgenommen; von 4613 erledigten 
Pfarreien waren nur noch 133 vafant. Bejonders aber machten 
fich die Eranfenpflegenden Senofjenfchaften die gewährten Cr- 
leichterungen zu Nuße: gleich im erjten Jahre wurden Die 
Drdensniederlaffungen um 7, Die Zahl der Drdensglieder um 
700 vermehrt. 

Der Frühling des Sahres 1882 brachte den zweiten Mft 
des Nückzuges der Staatsgewalt. Sm Februar war die preußijche 
Gefandtichaft beim Vatikan wiederhergeftellt worden. Am 4. April 
wurde der neue Gefandte, Herr von Schlöger, ein römischer Ka- 
tholik, vom Bapfte empfangen. Die Folgen des wiederangefmüpften 
diplomatischen Verkehrs wurden bald fühlbar. Der feit Juni 1881 
an Buttfamers Stelle getretene Rultusminifter von Goßler brachte 
eine zweite firchenpolitijche Novelle ein, welche Diesmal 
durch eine fonfervativulttamontane Allianz m ven Kommiſſions— 
beratungen wefentlich verjchlechtert, in diejer verjchlechterten Ge- 
italt von beiden Häufern des Landtages angenommen und am 
31. Mai vom Könige ſanktioniert wurde. Die wichtigjten Ar— 
tifel 4 und 5 beg urjprünglichen Gejeßentwurfes, welche dte 
Anzeigepflicht und das jtaatliche Einjpruchsrecht neu feſtſtellen 
ſollten, waren auf Verlangen des Zentrums geſtrichen worden. 
Dafür wurde der vor zwei Jahren abgelehnte Biſchofsparagraph 
jetzt genehmigt; das ſogenannte Kulturexamen, d. D. die wiſſen— 
Ihaftliche Staatsprüfung der Theologen in Philoſophie, Ge- 
Ihichte und deutſcher Litteratur, wurde abgejchafft, allerdings 
unter der Bedingung des auf einem deutjchen Gymnaſium er⸗ 
langten Maturitätszeugniſſes, dreijährigen Studiums an einer 
in Preußen anerfannten Univerſität und der Beibringung von 
akademiſchen Fleißzeugniſſen über gehörte VBorlefungen in Den 
Disziplinen, in welchen nach der früheren Geſetzgebung das Kultur- 
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eramen abgelegt werden folte. Aber auch von dieſen Vor- 
bedingungen durfte hinfort der Kultusminifter dispenfieren: ſelbſt 
die Anstellung von Ausländern und die Zulafjung von Bög- 
lingen auswärtiger Sejuitenanjtalten fonnte fortan auf dem 
Dispenswege erlangt werden. Eine weitere vor zwei Jahren 
ebenfalls abgelehnte Gejeßesbejtimmung jchaffte das Pfarrwahl— 
recht der Gemeinden in Diözefen, in Denen fein jtaatlich an- 
erfannter Bijchof fungierte, wieder ab und ſetzte damit das 
Inftitut der StaatSpfarrer — freilich eing der fragwürdigfien 
Beftandteile der Falk'ſchen Gejeßgebung — auf den Ausſterbeetat. 

Auf Grund des genehmigten Bijchofsparagraphen wurde 
den gerichtlich abgejegten Bijchöfen Blum von Limburg und 
Brinkmann von Münfter die „staatliche Anerfennung“ wieder 
erteilt; natürlich ohne die Bedingung nunmehriger Unterwerfung 
unter die Staatögejeße. Als Triumphatoren über die Staats- 
gewalt fehrten fie in ihre früheren Didzejen zurück. An die im 
Stiche gelajjenen Staatspfarrer feiner Diözeſe richtete der Fürft- 
biichof Herzog von Breslau, der durch hohe PBroteftion fum 
Nachfolger Dr. Förſters erhobene frühere Propft zu St. Hedwig 
in Berlin, am 15. Juli die Aufforderung, ihre Ämter nieder- 
zulegen und fih bedingungslos zu unterwerfen. Gleichzeitig 
wurden in der dem Breslauer Sprengel zugeteilten „Delegatur“ 
d. 5. den Provinzen Brandenburg und Pommern, voran in der 
Hauptjtadt Berlin, die tridentinifchen Ehedekrete proffamiert 
welche die von „nicht Tatholischen Predigern“ Getrauten nicht 
als chriftliche Eheleute, die aug jolchen Ehen entjprofjenen 
Kinder aber alg unehelich betrachten. Nur vermöge eines eigenen 
päpftlichen „Indultes“ follten diefe Chen fortan für kicchlich 
giltig“, wenn auch nach wie vor für „unerlaubt“ erklärt werden 
dürfen. Mit dieſem Vorgehen blieb der „Friedensbiſchof“ Herzog 
nicht iſoliert. Eine ähnliche Eheinſtruktion wurde für die Erz— 
diözeſe Freiburg in Baden erlaſſen, und ganz allgemein wurde 
fortan die Praxis gehandhabt, gemiſchte Ehen nur gegen das 
Verſprechen katholiſcher Erziehung ſämtlicher Kinder zu trauen, 
die katholiſche Trauung aber auch in dem Falle zu verweigern, 

















wenn beabfichtigt wird, die Trauung durch den protejtantijchen 
Seelforger derfatholifchen Trauung vorangehen oder folgenzulafjen. 
Alle diefe Iehrreichen Erfahrungen konnten Die Friedensliebe 
der preußifchen Regierung nicht erjchüttern. Ein Brief des Kaiſers 
an den Papſt vom 22. Dezember 1882 jprach die Bereitwilligkeit 
aus, wenn diefer die Anzeigepflicht zugebe, eine Nevifion Der 
Kampfgefege eintreten zu laffen. Die Antwort des Papjtes vom 
30. Januar 1883 verhieg die Anzeige für die jeßt erledigten 
Pfarreien, wenn gleichzeitig die freie Ausübung der Firchlichen 
Jurisdiktion, jowie die Freiheit der Erziehung und Inſtruktion 
des Klerus durch die Staatsgeſetzgebung gefichert werde. Einen 
jtändigen Charakter joe die Anzeige — unter Formen, Die durch 
gemeinſames Übereintommen zu beſtimmen feien — aber erft 
dann gewinnen, ſobald die „Reviſion“ der Maigeſetze abgeſchloſſen 
ſein werde. Dieſe Antwort veranlaßte den Fürſten Bismarck 
zu der Drohung, wenn die Anzeigepflicht nicht verwilligt werde, 
mit Repreſſivmaßregeln vorzugehen. Aber gleichzeitig zeigte er 
ſich bemüht, die Verwilligung der Anzeigepflicht durch Ein— 
ſchränkung der Kategorien, für welche ſie beanſprucht wurde, 
zu erleichtern. Ein am 5. Juni 1883 eingebrachter Geſetz— 
entwurf hob die Anzeigepflicht auf für jämtliche widerruflich anz 
geitellte Geistliche, fei es unjelbftändige Hilfsgeiftliche oder zeit- 
weilige Vertreter (aber nicht für die mit interimiftifcher, aber 
jelbftändiger Verwaltung eine Pjarramtes beauftragten Ver— 
wejer oder Administratoren). Die BZuftändigfeit des Firchlichen 
Gerichtshofs in Berufungsfällen gegen erfolgten Einfpruch der 
VBerwaltungsbehörde jollte in Wegfall fommen; der Rekurs jollte 
fortan an den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten gehen, 
bet deffen Entjcheidung es zu bewenden habe; der Einfpruch follte 
nur hergenommen werden dürfen von „einem Grunde, welcher 
dem bürgerlichen oder ftaatsbürgerlichen Gebiete angehört.“ 
Artikel 5 des Entwurfes feste außerdem feft, daß die Notjeel- 
forge in erledigten Pfarreien nicht bloß wie nach der Novelle vom 
14. Zuni 1880 durch gejegmäßig angejtellte Geiftliche, ſondern 
auch durch Hilfsgeiftliche ohne vorherige Anzeige geftattet fein jollte. 


Der „Secljorgernot”, joweit man dafür überhaupt die Ge- 
jeßgebung verantwortlich machen fonnte, war damit unter allen 
Umjtänden abgeholfen. Der von dem Kultusminijter felbft fon- 
Itatierten Tendenz, die geordnete Seeljorge immer mehr in eine 
Miſſionsſeelſorge durch beliebig abberufbare, völlig abhängige 
Hilfsgeiftliche aufzulöſen, war der bedenklichſte Vorſchub geleiftet. 
Aber gerade die einzige Gegenleiſtung Hierfür, die neue Regelung 
des Staatlichen EinjpruchSrechtes, welche (abgejehen von der Be- 
ſchränkung der Fälle) die urfprüngliche Faſſung fajt wörtlich 
wiederherſtellen jollte, jtieß bei der Zentrumspartei auf den hef⸗ 
tigſten Widerſtand. Es wiederholte ſich im Abgeordnetenhauſe 
das Schauſpiel vom vorigen Jahre: eine konſervativ-klerikale 
Koalition ſtrich den wichtigen Artikel 4 des Entwurfs, welcher 
dag ſtaatliche Einſpruchsrecht neu beſtätigen ſollte. Mit dieſer 
Verſchlechterung wurde die dritte kirchenpolitiſche Novelle 
am 11. Juli 1883 publiziert. 

Nur mit Mühe hatte die Negierung die Konjervativen ab- 

halten können, dem flerifalen Anſturm auch die Anzei ih 
$ Be \ zeigepflicht 
für jelbftändige Pfarrverweſer zu opfern. Auch fo war ihre 
Lage durch daS Verhalten des Landtags noch weit ungünjti i 
geworden alg zuvor. Das Zentrum beherrſchte die 
und nicht ohne Grund äußerte der Abgeordnete von Zedlitz 
klerikale Strömung ſchwelle jo gefahrdrohend an, daß das Schi 
des Staates auh gegen den Willen der Zenfer bedenflichen Ab- 
wegen zutreiben könne. i 

Schon durfte Windthorſt die gänzliche Zerſtörung der Mai- 
gefeße nach vorheriger DVerjtändigung mit der Kurie fordern; 
ſchon durfte er damit drohen, wenn der bisherige Kulturkampf 
beendet ſei, werde der Kampf um die Schule entbrennen, gegen 
welchen jener nur ein Kinderſpiel ſei. 

Die Novelle vom 11. Juli 1883 war eine Friedensgabe 
des Staates ohne jede Gegengabe der Kurie. Nicht einmal die 
in Ausſicht geſtellte einmalige, auf die jetzt angeſtellten Pfarrer 
beſchränkte Erfüllung der Anzeigepflicht war erfolgt. Unbeirrt 
durch den päpſtlichen Widerſtand fuhr man in Berlin fort, ſich 
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entgegenfommend zu zeigen. Bei Gelegenheit eines Beſuchs bei 
dem König von Stalien verfäumte der deutjche Kronprinz nicht, 
auch in den Vatikan zu Qeo XIII. zu gehn (18. Dez. 1883). 
Der protejtantifche Erbe des deutjchen Kaiſerthrons fand ſelbſt— 
verſtändlich eine artige Aufnahme; aber die kirchenpolitiſche Lage 
wurde durch dieſen Akt der Kourtoiſie nicht geändert. Am 
7. Dezember 1884 erklärte Fürſt Bismarck im Abgeoröneten- 
hauſe: „Es ijt nichts gewonnen worden mit den Konzejjionen 
und dem Abwarten. Wir laffen uns dadurch nicht verjtimmen; 
aber ich habe als Diplomat, der in diefem Leben fon gar 
manche nicht ohne Erfolg gebliebene Verhandlungen geführt hat, 
den Eindrud, daß weitere Konzeffionen uns das Spiel nur verz 
derben, und daß wir jet in der Lage find, ruhig abzuwarten, 
ob endlich eine Spur von Gegenfonzefjionen von Nom geboten 
wird.” Die Antwort war eine neue Herausforderung durch den 
Friedenspapſt, in deffen Weihnachtsallofution die „freie und uns 
geitrafte” Predigt proteftantifcher Lehren kurz und bündig als 
„Frechheit“ bezeichnet wurde. 

Zwei Jahre waren feit der legten Novelle vergangen, und 
der preußiiche Staat wartete noch immer auf die Erfüllung der 
Anzeigepflicht. Nach langem Sträuben hatte der Papſt fich 
endlich dazu verſtanden, den abgeſetzten Erzbijchof Melchers von 
Köln unter Erhebung zum Kardinal nad) Rom zu berufen und 
un die Neubefegung des Erzjtuhles zu willigen. Die Ernennung 
desjelben Biſchofs Krementz, der einjt das Zeichen zum Wider- 
jtand gegen die Staatsgeſetze gegeben, zum Erxzbijchofe von Köln 
(Dftober 1885), wurde jeßt als eine bejondere Konzeſſion an 
die Regierung betrachtet. Von zwölf preußiſchen Bistümern 
war nunmehr noch ein einziges (das von Poſen) vakant. Als 
am 27. Februar 1885 eine Verfügung des Paderborner General- 
vifariats als Bedingung für die Priefterweihe ein Dreijähriges 
Studium an einer deutjchen Univerfität (oder am Lyceum zu 
Eichftädt) und die Beibringung von Fleifzeugniffen über gehörte 
philofophifche, gefchichtliche und Kitterarhiftorifche Vorlefungen auf- 
itellte, erhob fich wider diefe „Konnivenz“ gegen die Staats- 


regierung ein furchtbarer Lärm in der ultramontanen PBreffe, 
obwohl Bifchof Drobe nichts anderes verlangt hatte, als was in 
Baden feit 1880 unter formeller und bedingungslojer Zuftimmung 
des Papſtes zu Necht bejteht. Unter Führung des „Friedens— 
biſchofs“ Korum forderte die Fuldaer Biſchofskonferenz (5. bis 
7. Auguft 1885), daß die Bildung der Geistlichen nur auf 
Priefterfeminarien erfolgen jollte, und ein päpftlichev Befehl 
nötigte den Bijchof von Paderborn, feinen Studienerlaß zurück— 
zunehmen. Fürſt Bismard ward gleichwohl nicht müde, fich dem 
Papfte entgegenkommend zu zeigen. Jn dem Streite mit Spanien 
über den Beſitz der Karolinengruppe riefen beide Teile den Papſt 
als Schiedsrichter an. Am 22. Dftober 1885 entjchied Leo XIII. 
zu Ungunften Deutjchlands. Jubelnd verkündete die Allokution 
vom 15. Januar 1886, daß endlich die „Autorität der Kirche“ 
auch in weltlichen Dingen von gwei mächtigen Neichen anerkannt 
fei, und durch goldene, filberne und bronzene Medaillen feierte 
der Papſt jeinen Triumph alg arbiter mundi. Der Reihs- 
fangler, der unbekümmert um die Gefühle des proteftantifchen 
Voltes diejen neuen Sieg der päpftlichen Autorität herbeigeführt 
hatte, empfing zum Dante dafür den päpftlichen Chriftusorden. 

Das Jahr 1886 brachte endlich auch die Beilegung des 
Streites über das Erzbistum Poſen-Gneſen. Kardinal Ledochoiwsti 
verzichtete auf päpftlichen Wunjch und wurde dafür mit hohen 
Ämtern in Nom entjchädigt; an feine Stelle trat durch Über- 
einfunft zwiſchen Bapjt und Staatsregierung Propſt Dinder von 
Königsberg. Aber diefe Gefälligfeit des Papſtes in einer rein 
perfönlichen Frage wurde durch neue prinzipielle Zugejtändnifje 
von größter Tragweite belohnt. Am 6. Januar verlangte 
Qep XI. in einer Enzyklika an die deutjchen Bijchöfe die Wieder- 
errichtung der Priejterjeminare nach tridentinischen Vorſchriften; 
am 18. Januar trat Bischof Kopp von Fulda durch königliche 
Berufung ins Herrenhaus, wo er al3bald die ihm zugedachte Rolle 
eines päpftlichen Unterhändlers übernahm. Am 14. Febr. wurde 
die vierte firchenpolitijche Novelle — bezeichnender Weife im 
Herrenhaufe — eingebracht. Aufgehoben follten die Beftinmungen 
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werden, daß die firchliche Disziplin über Kirchendiener nur von 
deutjchen Kirchenbehörden geübt werden dürfe, aufgehoben das 
Verbot der Knabenſeminare und Sinabenfonvikte, aufgehoben der 
firchliche Gerichtshof, deffen Befugniffe, joweit es fih um Eins 
ichreiten des Staats gegen Kirchendiener handelt, an das Kammer— 
gericht übergehen follten, aufgehoben die leiten Nejte des Staats- 
eramens; aufgehoben alle fpeziellen Borfchriften, welche das ſtaat— 
liche Auffichtsrecht über die Priejterjeminare wirkſam machen 
fonnten; geftattet ward die Wiedererrichtung von Demeriten- 
anftalten (b. h. firchlichen Gefängnifjen für „ungehorjame “ 
Briefter), nur mit der Verpflichtung zur Anzeige an den Dber- 
präfidenten bei Verurteilung zu einer mehr als 14 tägigen Haft, 
gestattet die Verſagung firchlicher Gnadenmittel gegen die um 
firchlicher Vergedungen willen (alfo auch in Konfliktfällen der 
Eirchlichen Vorſchriften mit dem Gehorjam gegen die Staats- 
geſetze) in Disziplinarftrafe genommenen Laien. Berufung an 
den Staat folte fortan nicht mehr im „öffentlichen Intereſſe“ 
und nur gegen fole Entfcheidungen firchlicher Behörden jtatt- 
finden dürfen, mit denen (bei Entfernung aus dem kirchlichen 
Amt) der Verluſt oder eine Minderung des AmtSeinfommens 
verbunden ift; über die Berufung entjcheidet das Staats- 
ministerium; die Entjcheidung desſelben erjtrecdt fich nur auf 
dag bürgerliche Nechtsgebiet. 

Kaum war der Gejeßentwurf publiziert, jo begann wieder 
das Marften um weitere Zugeftändnijje. Unterm 26. März ver- 
bie; Kardinal Sacobini die jchon längſt in Ausficht gejtellte 
Anzeige der gegenwärtig vafanten Pfarreien, wenn Die nach den 
päpftlichen Wünſchen abgeänderte Novelle Geſetzeskraft erlangt 
haben werde; die ftändige Anzeige wurde von Der weiteren 
„Revifion” der Maigefege abhängig gemacht. Inzwiſchen zeigte 
fich Biſchof Kopp mit Miquel’8 Beihilfe gejchäftig, die Herren- 
hausfommiffion zu weitgreifenden Umgeftaltungen des Entwurfs 
zu vermögen. Als ein großer Teil der Herrenhausmitglieder fich 
ichwierig zeigte, wurden fie durch eine neue Note Jacobinis 
vom 4. April tiberrafcht, welche gegen das Berjprechen dem- 
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nächjtiger weiterer Nevifion jchon jegt die ſtändige Anzeige „im 
Sinne der bereit3 am 26. März gegebenen Antwort“ in Aussicht 
Itellte. Die Anzeigepflicht war eine leere Kourtoiſie, jo lange dag 
Einjpruchsrecht des Staates und zwar bei entftehenden Streit- 
fällen als endgiltige Entjcheidung des Staatsminifteriums nicht 
anerkannt war; und jelbjt diefe jcheinbare Konzeffion jollte 
durch die förmliche Verpflichtung der Regierung zu völligem 
Abbruch der Maigejege erkauft werden. Fürſt Bismarc fand fich 
auch hierzu bereit. Die Jacobinifche Note ward alsbald von 
Kultusminijter im Herrenhauſe verlefen, und der Reichskanzler 
(ie es in der Debatte vom 12. und 13. April an Lobeserhebungen 
des „gemäßigten und friedliebenden" Papſtes nicht fehlen. Der 
nach Kopps Anweiſung amendierte Entwurf hob die Berufung 
an den Staat einfach auf, genehmigte ausdrücklich die Wieder- 
herjtellung der Priejterfeminare, wie fie big 1873 beftanden 
(mit vorläufiger Ausnahme der Diözeſen Poſen-Gneſen und 
Kulm), befeitigte das Einfpruchsrecht des Staates gegen Die 
Anftellung „minder genehmer“ Lehrer und Leiter der betreffenden 
Anftalten und fügte noch eine ganze Reihe neuer Artikel Hinzu. 
Der nur widerruflich eingeräumte Erlaß des politiichen Eides 
an die Bistumsverwejer jollte definitiv, den Eranfenpflegenden 
Orden eine weitere Ausdehnung ihrer Wirkſamkeit geftattet 
werden (an Waijenanitalten, Armen- und Pfründehäufern, 
Nettungsanftalten, Aſylen und Schuganftalten für fittlich ge- 
jährdete Perſonen, Arbeitertolonien, Berpflegungsanjtalten, Ar— 
beiterherbergen, Mägdehäuſern, Haushaltungs- und Arbeits- 
ſchulen für Kinder in nicht jchulpflichtigem Alter); endlich das 
Leſen von Stillmefjen und das Spenden der Sterbefaframente ` 
jollte unbedingt freigegeben fein. Die übrigen Anderungen waren 
mehr von formeller Art. Die jo umgeftaltete Novelle wurde 
zuerjt im Herrenhaufe unter Eräftiger Fürſprache des Reihs- 
fanzlers, darnach als eine neue Note Sacobinis vom 25. April 
die Bereitwilligfeit der Regierung zur weiteren Nevifion mit 
der päpftlichen Genehmigung der Anzeige für die damals 


vafanten Pfarreien quittiert hatte, im Abgeordnetenhanje mit 
Flugichriften des Ev. Bundes. 11, 2 
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260 gegen 108 Stimmen angenommen und am 21. Mai als 
Geſetz publiziert: Vorn der Maigejetgebung waren nah Bismards 
eigenen Augdrude nur noch zerjtreute Trümmer übrig geblieben. 
Vergeblih hatte im Herrenhaufe der Kirchenrechtslehrer Dove 
an die Schubpfliht des Staates gegen die evangelifche Kirche 
erinnert, vergeblich hatte Bejeler es für einen ſchweren Fehler 
erklärt, alleg auf die noch gar nicht näher definierte Anzeigepflicht 
zw jtellen. Abgeordneter von Nauchhaupt pries den Papſt als 
Vorbild der Toleranz; Herr von Hammerftein jchrieb die Mai- 
gejege auf Rechnung des „proteftantenvereinlichen Bewußtſeins“; 
zur Verteidigung der wiederzugelafjenen Freiheitsberaubungen an 
ficchlich gemaßregelte Kleriker verglich der Neichsfanzler einen 
(um feiner Treue gegen die Staatsgejete willen) in Konflikt mit 
den kirchlichen Dberen geratenen PBriefter mit einem Offizier, 
welcher ehrlos fein würde, wenn er nicht auch gegen feine perſön— 
liche Überzeugung gehorchte. 

Die Schlacht war gefchlagen; die Waffenftredung des Staates 
vollzogen. Als Gegenleistung wurde die Unterftügung des Papſtes 
zur Durchführung der im Reichstage von der flerifal-fortjchritt- 
lich-ſozialdemokratiſchen Mehrheit abgelehnten Militärvorlage 
(des Septennates) erbeten. Diejelbe erfolgte in Form zweier zur 
Kenntnis der Führer des Zentrumsigebrachten Depefchen Jacobinis 
vom 3. und 21. Sanuar 1887, in denen. das Zentrum aufge: 
fordert wurde, die Septennatsvorlage in jeder „demſelben mög- 
lichen” Weife zu beglinftigen. Die Einmifchung des Papſtes 
in politifche Dinge wurde durch den Zufammenhang der vor- 
liegenden Frage mit Fragen’ von religiöjfer und moralijcher Be- 
deutung, worüber der Papft zu entjcheiden habe, gerechtfertigt, 
zugleich aber: da8 Zentrum alg die treuefte Stütze des Papſtes 
gepriefen, die „auch in Zukunft völlig .ımentbehrlich fei”. Die 
erfte Depefche war von den Bentrumsführern Windthorjt und 
von Srandenftein verheimlicht worden; der zweiten gegenüber berief 
man fich auf feine vom Papſt jelbft anerkannte politische Aktions— 
freiheit. Bei den Neichstagswahlen vom 21. Februar beharrte 
das Zentrum im feiner Oppofition, und bei der entjcheidenden 





Abitimmung am 11. März enthielten fih von 91 Zentrums: 
mitgliedern 84 der Stimmen. Die Anrufung der päpftlichen 
Einmifchung in Die innere Politik hatte fich als ganz nutzlos 
erwieſen. Inzwiſchen fuhr die Regierung mit ihren kirchlichen 
Zugeftändniffen fort. Nachdem im Dftober und November 1886 
die Wiedereröffnung der Klerifalfeminare zu Fulda und Trier 
genehmigt worden war, geitattete am 27. Januar 1887 ein 
Erlah des Kultusminiſters den franfenpflegenden Orden die 
Aufnahme mener Mitglieder auch ohne bejondere Genehmigung, 
und am 13. Februar wurde die neue Eidesformel für die Bijchöfe 
publiziert, in welcher das Verjprechen „die Gejehe des Staates 
zu befolgen“ weggelaſſen war. 

53 blieb nur noh übrig, das dem Papjte gegebene Ver- 
ſprechen einzulöſen und die letzten Trümmer der Maigeſetze 
hinwegzuräumen. Dieſem Zwecke diente der dem Landtag bei 
ſeiner Eröffnung am 15. Januar angekündigte Entwurf zu einer 
fünften Novelle, der wieder zuerſt Dem Herrenhauſe vorge- 
fegt wurde. Artikel 1 gejtattete die Eröffnung von Prieſter— 
jeminaren auch in den Diözejen DOsnabrüd und Limburg und 
hob die Beſchränkung des Seminarbejuchd auf Studierende der 
betreffenden Diözeje auf. Artikel 2 erklärte den Einſpruch nur 
für zuläjfig aus einem Grunde, welcher dem bürgerlichen oder 
ſtaatsbürgerlichen Gebiete angehört und beſeitigte die ſtaatliche 
Verpflichtung der Biſchöfe, vakante Pfarreien binnen einem Jahre 
dauernd zu beſetzen unter Berufung auf die (bisher beharrlich 
vernachläſſigten) kanoniſchen Vorſchriften. Artikel 3 hob die 
in der vorjährigen Novelle noch vorgeſchriebene Schutzbeſtimmung 
auf, daß die Verweiſung eines Klerikers in eine Demeritenanſtalt 
oder ſeine Entfernung vom geiſtlichen Amte vom Biſchofe dem 
Oberpräſidenten angezeigt werden ſollte. Artikel 4 hob das Geſetz 
über den Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel mit Aus- 
nahme deg erjten Paragraphen auf und ließ bei Strafen gegen 


Leib, Vermögen, Freiheit und bürgerliche Ehre den Betroffenen 


nur den Weg der ‚gerichtlichen Klage offen. Ein Einfchreiten 
von Staatöwegen folte nicht mehr jtattfinden. Artikel 5 war 
2* 
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der wichtigfte von allen: er gejtattete von den durchs Geſetz vom 
31. Mai 1875 ausgejchlofjenen Orden und Kongregationen, Diejer 
itreitbaren Armee des Papſttums, die Wiederzulaffung aller derer, 
welche fih der Aushilfe in der Seeljorge oder der Übung der 
hriftlichen Nächitenliebe widmen, oder deren Mitglieder ein bez 
ichaufiches Leben führen; die Errichtung der einzelnen Nieder- 
laſſungen follte durch den Kultusminifter genehmigt werden; 
außerdem follten die Meinifter des Innern und der geiftlichen 
Angelegenheiten den Drden auch die Ausbildung von Mijjionaren 
für den Dienft im Ausland und die Errichtung eigner Nieder: 
lajjungen zu diefem Behufe gestatten dürfen. 

Die einzelnen Beftimmungen dieſes Entwurfs waren mit 
dem Papfte vereinbart worden. Aber faum begannen Die Bes 
tatungen in der Herrenhausfommiffion, als Biſchof Kopp mit 
neuen Forderungen des Papſtes hervortrat. Seinen diploma- 
tiichen Künſten gelang es, noch weitere Zugeftändnifje au er- 
langen. Der Artikel über das Einfpruchsrecht wurde dahin ges 
ändert, daß dasfelbe nur für die dauernde Übertragung eines 
Pfarramtes (alfo nicht für die Pfarrverweſer und Succurjals 
pfarrer) gelten follte: der Einfpruch follte nur aus einem auf 
Thatſachen beruhenden Grunde, welcher dem bürgerlichen oder 
ftaat3bürgerlichen Gebiete angehört, zuläffig fein, und der Staat 
wird verpflichtet, diefe Thatfachen anzugeben (damit die Biſchöfe 
in die Lage kämen, fie in Abrede zu ſtellen). Die verhängnis— 
vollite Erweiterung aber erfuhr der Ordensartifel: unter Die zu— 
zulaffenden Orden und Kongregationen wurden auch diejenigen 
aufgenommen, welche dem Unterricht und der Erziehung der 
weiblichen Jugend in höheren Mädchenſchulen und gleichartigen 
Erziehungsanftalten fich widmen. Damit war auh das bisher 
beharrlich feftgehaltene Prinzip, die Orden von der Schule fern- 
zuhalten, durchbrochen. Um ihre Wiederkehr möglichjt zu er- 
leichtern, folte der Staat ferner verpflichtet fein, das mit Bejchlag 
belegte Vermögen zurüdzuerftatten. Mit diefen Abänderungen 
wurde das Gejeg am 24. März im Herrenhaufe angenommen. 
In den Verhandlungen fonnte der Kultusminifter ſelbſt nicht 
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umhin, auf die Beunruhigung des evangelischen Volkes hin- 
zuweifen, welche das Geſetz hervorrufen müſſe, und den ganz 
erſtaunlichen Aufſchwung Hervorzuheben, welchen fon die bisher 
geitatteten Orden feit 1880 genommen hätten: von 5000 Ordens⸗ 
gliedern in 615 Niederlafjungen hätten fie jich auf 7000 in 
792 Niederlaffungen gemehrt. Aber Fürſt Bismard erklärte, 
die Gefühle des proteftantifchen Volkes kämen nicht in Betracht; 
was der Papft als notwendig für die fatholifche Kirche bezeichnet 
habe, dag müſſe gewährt werden. Sogar das Bündnis mit 
dem Fatholifchen Defterrei machte er zu Gunſten der Vorlage 
geltend. Biſchof Kopp war noch immer nicht zufrieden. Cr 
forderte fogar, Die fanonijche Einweifung neuernannter Priefter 
jole durch das ftaatliche Einfpruchsrecht nicht gehindert werden, 
und ſetzte feine Hoffnung auf das Abgeordnetenhaus, welches 
noch weitere Zugeftändniffe einräumen folte. Cine Dentichrift 
von Windthorjt entwidelte für die als Friedenspreis zu fordern- 
den Konzeffionen ein umfajjendes Programm, und die Zentrums» 
preffe bezeichnete alle bisherigen Zugeftändniffe al3 unzureichend. 
Zwischen den Verhandlungen in beiden Häufern lagen mehrere 
Wochen. Mittlerweile wuchs die Aufregung im proteftantijchen 
Deutschland. Nicht nur die Nationalliberalen, jondern aud) ein 
großer Teil der fonfervativen Partei war Willens, die Vorlage 
im Abgeordnetenhaufe abzulehnen. Da wußte Fürſt Bismard 
den Widerftand der Konſervativen durch die Stellung der Ka- 
binetsfrage zu brechen. Die Zuftimmung des Zentrums wurde 
durch ein Schreiben des Papftes an den Erzbifchof von Köln 
vom 7. April fichergejtellt, in welchem er die fatholiichen Ab- 
geordneten ermahnte, für die Vorlage zu ftimmen. Am 27. April 
erfolgte die Abjtimmung; 243 Stimmen wurden dafür, 100 
(Nationalliberale und vereinzelte Konfervative) dagegen abge- 
geben; 42 — darunter die Mehrzahl der Freifonfervativen — 
enthielten fih. Zwei Tage darauf — am 29. April — wurde 
das Gejeg vom Kaifer unterzeichnet. 

Alsbald begann ein Austaufch freundlicher Begrüßungen 
zwißchen Papſt und Kaifer. Danah fonnte es feinen, als 
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wäre das goldene Zeitalter angebrochen, als weidete nun Der 
Wolf friedlich neben dem Lamm. 

Die römische Kirche ſchickt fih an, ihre Ernte einzuheimfen. 
Taft jeder Tag meldet die Rückkehr von Ordenslenten, ihren 
triumphierenden Einzug in die verlaffenen Häufer. Der Unter- 
händler des Bapjtes, Biſchof Kopp, ift für feine erfolgreichen 
Bemühungen auf Wunjch der Regierung mit dem fürjtbijchöf- 
lichen Stuhl von Breslau ‚belohnt worden. 

Sit der Friede nun da? Leo XIT. hat das neue Gejeb 
nur erft als den Zugang zum Frieden bezeichnet. Eine aus 
der Mitte der fatholifchen Ariftofratie geplante Dankadreſſe an 
den Bapft für Herftellung des Kirchenfriedens wurde, weil der 
Friede noch nicht erreicht fei, unter den von der „Schleſiſchen 
Volfs- Zeitung” geübten Drud zurücgezogen. Die Katholiten- 
verfammlung zu Trier (30. und 31. Auguft) dotierte dem Papſte 
(nicht dem Kaifer) ihren Dant für feine bisherigen Bemühungen 
um die Herftellung des kirchlichen Friedens, ſprach aber zugleich 
die Hoffnung aus, e8 werde ihm ‚gelingen, die volle Freiheit zu 
erreichen. Der Bräfivent Graf Balleſtrem erflärte die neue Ge- 
jeßgebung als einen „Brältminarvertrag mit Waffenftillitand 
und Demarkationslinie“ nnd forderte ein „Netablifjement wer 
ultvamontanen Armee”, alfo eine nene Mobilmachung Des gen 
trums, welches nach Leo's Ausfpruc „die Schlacht gewonnen” 
hat, und von dem für die Zukunft „noch beſſere Dinge” zu erz 
warten find. Schon wurden in Trier die neuen Forderungen 
formuliert: Rückkehr der Jeſuiten, Auslieferung Der Schule an 
ven fatholifchen Klerus, volle Unabhängigkeit der tlerifalen 
Schule von der ftaatlichen Aufſicht. Windthorjt empfahl, nicht 
zu „betteln“, jondern zu „fordern”. Die Germania ſchrieb: 
„Ein Sturm im großen Stile muß organiſiert werden.“ Die 
Freiheit wie in Belgien! Der Anfang iſt ſchon gemacht: die 
Urſulinerinnen, dieſe Affiliierten des Jeſuitenordens, kehren zurück 
und errichten ihre Lehranſtalten. Die Schulbrüder werden folgen. 
Haben die Orden wieder feſten Fuß in der Schule gefaßt, ſo 
braucht man nur den Lehrern in den Staatsſchulen die tano- 
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niſche Miſſion“ zu entziehen, und dieſe ſind zu Gunſten der 
klerikalen Schulen ebenſo aufs Trockene geſetzt, wie die katholiſchen 
Fakultäten an den Staatsuniverſitäten zu Gunſten der Priejter- 
ſeminare. Iſt dann der ganze preußiſche Staat mit einem Nep 
von Ordensniederlaſſungen und klöſterlichen Schulen überzogen, 
ſo kann ſtatt der Minierarbeit im Kleinen der große Vertilgungs⸗ 
krieg gegen den Proteſtantismus beginnen. Die Bahn iſt frei. 

Und wie ſtehts mit dem heißerſehnten, als päpſtliche Frie- 
densgabe ſo vielgeprieſenen ſtaatlichen Einſpruchsrecht? Es iſt 
der Staatsbehörde nachgelaſſen, ihre politiſchen Bedenken gegen 
einen anzuſtellenden Prieſter unter Beibringung von Thatſachen 
darzulegen. Der Biſchof wird dieſelben prüfen. Wenn er ſie 
für unbegründet erachtet, darf der Staat an den Papſt appellieren. 
Aber wer entſcheidet zuletzt? Grade dieſer Hauptpunkt iſt in 
der Schwebe gelafjen: Nach der römiſchen Auffaſſung entſcheidet 
natürlich der Papft: Während die Unterhandlungen fortdauern, 
hat Windthorft die Forderung erhoben, das Einſpruchsrecht 
dürfte jedenfalls nicht durch politische Wahlagitationen begründet 
werden, und eine Verfammlung von Klerikern in Neiſſe unter 
Führung des Breslauer Kanonikus Franz ſchlug vor, alle Geijt- 
lichen darauf zu verpflichten, daß: feiner eine Stelle, bezüglich 
deren das: staatliche Einſpruchsrecht Anwendung gefunden: hat, 
annehmen dürfe: 

Der Kapitulation des preußiſchen Staates ift die der große 
herzoglich heſſiſchen Regierung auf dem Fuße gefolgt: Die 
der. preußiſchen nachgebildete Gejeßgebung erlag hier fait wider- 
ſtandslos dem Anſturm der Ultvamontanen. Die Unterhand: 
(ungen mit Rom führte der Konvertit Fürjt Iſenburg-Birſtein 
im Namen der Negierung. Der von ihm aus Rom fertig mit- 
gebrachte revidierte Geſetzentwurf bejeitigte das Kulturexamen, 
geſtattete an Stelle des Univerſitätsſtudiums den Beſuch eines 
vom Staate gutgeheißenen Klerikalſeminars und für die das 
Gymnaſium beſuchenden theologiſchen Zöglinge die Errichtung 
von Alumnaten und Konvikten. Die Anzeigepflicht kommt bei 
Stellvertretung und proviſoriſcher Anſtellung in Wegfall, ebenſo 
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die landesherrliche 
Pfarrer. 
Heſſen noH 
unter Zuſtimmung 


Beitätigungsurfunde bei Ernennung Der 
Faft nur in der Wiederzulafjung der Drden ſteht 
hinter Preußen zurück. Die Vorlage erhielt 
auch der Nationalliberalen Geſetzeskraft. 
(Auguſt 1887). Vorher ſchon war auf den ſeit Kettelers 
Tode verwaiſten biſchöflichen Stuhl von Mainz nach langen 
Verhandlungen zwiſchen Kurie und Regierung der Domkapitular 
Haffner erhoben worden (5. Juli 1887), beuyaDittiheraußgeber 
der berüchtigten „Frankfurter Broſchüren“, die m der Jer- 
hetzung der katholiſchen Bevölkerung — leiſteten. 
— Xn Baden war ſchon im Sabre 1880 das Ku Ateramen 
it worden. Die nationalliberale Mehrheit weigerte ſich 
ae dahin abzielende Geſetzesvorlage der Regierung zu 
Dee, — nicht der Bistumsverweſer Kübel den Erlaß von 
1874 urückgenommen, welcher den Klerikern verbot, um Dis- 
penjation von Der Staatsprüfung einzukommen. Mit päpſtlicher 
Erlaubnis erfolgte darauf die formelle Zurücknahme des Ver— 
botes, und in der Freude über dieſen Sieg gaben die National- 
liberalen alsbald auch die von der Kurie bereits zugeftandene 
Forderung preis, dağ den theologijchen Prüfungen ein landeg- 
herrlicher Kommiſſarius beiwohnen folte. Im Jare 1881 
wurde der feit 1868 erledigte erzbifchöfliche Stuhl von Sreiburg 
durch den Domkapitular Drbin, nach deffen Tode 1886 durch 
den bisherigen Biſchof Roos von Limburg wieder beſetzt. Bei 
der Säcularfeier der Univerfität Heidelberg übergab ein römischer 
Monfignore als Beauftragter Des Papites einen Katalog ber 
einst Der Heidelberger Bibliothek gehörigen, im dreißigjährigen 
Kriege geraubten und naih Nom verjchleppten ojtbaren Hand- 
ichriften und wurde dafür zum Chrendoltor ber Philoſophie 
kreiert und vom Hofe mit Ehrenbezeugungen überhäuft. Die 
Koſten der neuen Freundſchaft zwiſchen Kirche und Staat hatten 
die badiſchen Altkatholiken zu tragen. — In Württemberg 
rechnete ſich's die Regierung König Karls und ſeines katholiſchen 
Miniſterpräſidenten zum beſonderen Ruhme, alles was einem 
„Rulturfampfe“ ähnlich ſehen konnte, ängſtlich vermieden zu haben. 
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Dafür wurde der katholiſchen Propaganda in aller Stille von 
oben her Worjchub geleitet. Das für katholiſche Theologen be- 
jtimmte, vom Staate unterhaltene Tübinger Konvikt wurde als 
Mittel zur Hervanbildung eines ganzen Heeres Fatholiicher Ver- 
waltungsbeamten benußt, mit denen die evangeliichen Landes: 
teile überſchwemmt wurden. Gleichzeitig wurde ebenfalls aus 
StaatSmitteln die Zahl der fatholijchen Geiftlichen ganz unver- 
hältnismähig vermehrt. Die „Mitteilungen über die fonfejjtonellen 
Verhältniſſe in Württemberg" brachten zuerſt Licht in diefe Dinge. 
Die betreffenden Angaben erwiefen fich trog verjuchter offizieller 
Ableugnung als richtig. Aber als (im April 1887) der Präſident 
des evangelijchen Landeskonſiſtoriums in den Kammerverhand— 
lungen die Bejchwerden feiner Kirche zur Sprache brachte, mußte 
er den Vorwurf hören, den „Frieden“ zu jtören. 

Die Fortjchritte der römischen Kirche in den mittleren und 
Heineren Staaten find indeſſen für die Entwidelung im Gropen 
von untergeordnetem Belang. Die Entjcheidungsjchlacht fann, 
wie Kardinal Wiſeman prophezeit hat, doch nur auf märkiſchem 
Sande gejchlagen werden. 

Die Niederlage deg preufifchen Staates ift nicht ausſchließ— 
Lich durch den Syſtemwechſel der Regierung herbeigeführt worden. 
Alle politifchen Parteien tragen die Mitſchuld daran, auch Die 
den Klerikalen als „kulturkämpferiſch“ am meijten verhaßten 
Mittelparteien. Auch die Nativnalliberalen und Freitonjervativen 
haben fich zu immer weiteren Zugeftändnifjen fortreißen lafjen, 
ohne zu bedenken, daß jede Nachgiebigkeit gegen Nom nur immer 
maßloſere Anfprüche hervorruft. Die mit Unkenntnis gepaarte 
Gleichgiltigkeit in religiöſen und kirchlichen Dingen bei einer unbe— 
rechenbar großen Zahl von Parteigenoſſen hat die ſchwere Selbjt- 
täufchung über die eigentliche Bedeutung des kirchlichen Stonfliftes 
— den Kampf Roms gegen den Proteftantismus und gegen Die 
ganze auf proteftantischem Boden erwachſene Kultur — weſentlich 

mit verſchuldet. Mit jeder neuen Konzeſſion wuchs die Macht 
der Klerikalen, verminderte ſich die Widerſtandskraft der ſtaat⸗ 
lichen Gewalten. Jetzt, nachdem ſämtliche Schutzmauern nieder- 
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gelegt find, welche eine folgerichtige und ztelbewußte Gejeßgebung 
aufgerichtet hatte, erkennt man zu fpät, daß der Staat allein ohne 
den moralischen Rückhalt an dem religiöfen Bewußtſein Des 
proteſtantiſchen Volfsgeiftes mit feinen PBrohibitivmaßregeln und 
Strafbeftimmungen gegen Rom immer den Kürzeren zieht. 
Man pflegt heute mit fuperfluger Kritik die Maigeſetz⸗ 
gebung für eine durchaus verfehlte zu erklären. Unleugbar ſind 
ſchwere Mißgriffe untergelaufen. Aber es iſt ein offenes Ge— 
heimnis, daß die ſchärfſten Beſtimmungen der eigentlichen Kampf— 
geſetze erſt von dem Reichskanzler ſelbſt hereingebracht worden 
ſind, der ſich heute zu ſeinem eigenen Werke nicht mehr bekennen 
will. Die Falk'ſchen Geſetze beruhten auf einem einheitlichen 
Gedanken im großen Stil; fie unternahmen den Verſuch, die 
fatholifche Kirche in das moderne Staatswefen einzugliedert, 
den römischen Klerus deutjch zu machen, treu dem Kaifer und 
Reich und teilhaftig unjerer nationalen Bildung. Darum verz 
juten fie demfelben eine nationale Erziehung zu geben unD 
ihn zugleich gegen den Drud, welcher von Rom und der Hierarchie 
auf ihn geübt wurde, gejeßlich zu ſchützen. Dieſem Zwecke diente 
ein wohldurchdachtes, feſtgeſchloſſenes Ganze organiſcher Geſetze. 
Der Verſuch iſt — vielleicht, weil drei Jahre zu ſpät unter— 
nommen und darum von katholiſcher Seite in Deutſchland 
nicht mehr unterſtützt — geſcheitert, aber er mußte einmal ge— 
macht werden. Die Erkenntnis, daß die römiſche Kirche und der 
moderne Staat einander ausſchließende Gegenſätze ſind, iſt durch 
ſchwere Enttäuſchungen und durch eine Kette von Niederlagen 
der Staatsgewalt teuer genug erkauft. Aber mit ſtaatlichen Maß— 
regeln allein iſt der römiſchen Kirche überhaupt nicht beizukommen. 
Vergeblich verſuchte man, eine Mitwirkung derſelben zu Geſetzen 
zu erzwingen, deren Handhabung der Klerus als eine Diocle— 
tianiſche Verfolgung verſchrie, lediglich weil ſie dem römiſchen 
Staat im Staate, der organiſierten Ausländerei im Fleiſche des 
deutſchen Volkes, ein Ende gemacht hätten. Wenn der preußiſche 
Staat ſich — in einem näheren oder ferneren Zeitpunkt — 
durch die wachſende Übermacht Roms zur Aufrichtung neuer 





— DB 

Schutzwehren genötigt ſehen wird, ſo kann nur eine folgerichtige 
Repreſſivgeſetzgebung Hilfe ſchaffen. Aber hierzu bedarf es erſt 
einer gründlichen Umbildung der falſchen Begriffe von Parität, 
zu welcher die Zeit noch nicht reif ſcheint. Fürſt Bismarck hat 
in einer ſeiner letzten Reden im Herrenhauſe ganz richtig auf 
die grundverſchiedene ſtaatliche Stellung der evangeliſchen und 
der römiſchen Kirche hingewieſen. Dort eine Religionsgemein— 
ſchaft im Staate, die nach ihrem innerſten Weſen mit allen 
Bildungselementen des modernen Staatslebens blutsverwandt 
iſt, hier eine hierarchiſch gegliederte Inſtitution, die ſich dem 
Staate mit dem Anſpruch auf Unterwerfung unter ihre unfehl— 
baren Ordnungen entgegenſtellt. Die allein verſtändige Parität 
iſt die der Einzelnen in ihren politiſchen Rechten ohne Unter— 
ſchied des religiöſen Bekenntniſſes, nicht aber die der verſchiedenen 
Kirchen in ihrem Verhältnis zum Staat. Dem landesherrlichen 
Kirchenregiment über die evangelije Kirche entjpricht folgerichtig 
die Schugpflicht des Staates für jie gegenüber der Papft- 


firche. ES war ein ſchweres Verſäumnis der bisherigen Geſetz— 
gebung, dief 


er Schugpflicht fih nicht zu erinnern und ihre gegen 
hierarchiſche Übergriffe gerichteten Vorjchriften in abftratter Gleidh- 
förmigkeit auch auf die evangeliſche Kirche zu erftreden, dic 
weder in der Qage war, noch den Willen haben fonnte, fich ihrer 
zu erwehren. Hierdurch Hat man ihre Lebenskräfte unterbunden, 
und zugleich jene gefährliche Übertreibung der firchlichen Selbft- 
ſtändigkeitsbeſtrebungen großgezogen, welche, wenn erfolgreich, die 
evangeliſche Kirchenverfaſſung zu einem ſchwächlichen Nachbilde der 
römiſchen machen würden. Die Zentrumsführer wußten ſehr wohl, 
was ſie thaten, als ſie den hierauf gerichteten Anträgen die unbe— 
dingte Unterſtützung ihrer Partei verhießen. Der Staat hat bis— 
her das proteſtantiſche Kirchenweſen als ſeine eigne Angelegenheit 
verwaltet. Der Schwerpunkt deſſelben liegt in der Gemeinde, 
nicht in einer hierarchiſch gegliederten Geiſtlichkeit; die evange— 
liſche Gemeindekirche kann dem ſtaatlichen Organismus ſich ein— 
gliedern, unbeſchadet der notwendigen freien Bewegung in der 
Entfaltung eines regen religiöſen Gemeindelebens. Die verhäng— 
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Derlag von Eugen Strien in Halle a. 8. 


nisvolle Folge jener falfchen Parität war „die Beraubung der 
evangelischen Kire von jedem Anjpruche an den pofitiven Schuß 
des-Staats und die Übertragung dieſer Anjprüche auf die Papſt— 
firche". Weil die evangelije Kirche an Äußeren Machtmitteln 
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FJeſuitismus und Ratholzismus. Eine Studie, 


bem Staat nicht imponieren fonnte — ja ihren eigenjten Grund- 
jägen gemäß nicht auf diefem Wege imponieren wollen darf —, 
jo hat man fie behandelt, wie eine arme Magd, jo ift man bei 
allen Verhandlungen mit Nom über fie hinweggegangen, als 
füme fie nicht in Betracht, alg wäre das religiöje Bewußtſein 
des proteſtantiſchen Volkes überhaupt gar kein beachtenswerter 
Faktor in der politiſchen Rechnung. Nach dieſen „realpoliti— 
ſchen“ Grundſätzen Hat derſelbe Fürſt Bismarck gehandelt, welcher 
doch den fundamentalen Unterſchied beider Kirchen in ihrem 
Verhältnis zum Staate fo richtig erfannte. Die Nettung Des 
deutjchen Staates von der römischen Umſtrickung und Erdrüdung 
liegt lediglich in dem Wiedererwachen des evangelijch-proteftan- 
tiichen Volksgeiſtes. Auf feine Pflege und auf feinen Schug 
muß Die Gefeßgebung des Staates im eigenjten Intereſſe der 
Selbjterhaltung bedacht fein. Diejelben Kräfte, welche die Ent- 
itehung unfres nationalen Staatsweſens und die Güter unfrer 
nationalen Bildung bedingt haben, fie bedingen auch ihren Fort- 
beitand. Von Rom aber hat der Staat nichts, als Die For- 
derung unbedingter Unterwerfung zu erwarten. Der Konſiſtorial— 
präfivent Mejer in Hannover, einer unſrer erjten Kirchenrechts— 
(ehrer, jchreibt: „Wenn die Zatholifche Kirche Freiheit verlangt 
in Deutjchland, jo ift das die Freiheit des Kampfes gegen Den 
Brotejtantismus; wenn fie Ruhe und Unterſtützung fordert, ſo 
ijt das Ruhe und Unterjtügung zum Vordringen gegen Den 
Brotejtantismus. Es liegt im Begriffe der (römiſchen) Miſſion, 
und Deutschland ift Miſſionsland, daß die fatholische Kirche ven 
Kampf mit den Waffen des Worts nur gezwungen und bloß 
auf ſo lange führt, bis ſie Feuer und Schwert wieder in Händen 
haben wird, um gegen die Ketzer, wie es bei ihr Rechtens iſt, 
zu verfahren.” 


Drut von Fr. Rihterin Leipzig. 











gewidmet den Freunden des evangelifchen Bundes 
von Pfarrer Eifele in Neipperg (Württemberg). 
580 Seiten. 1887. Preis 4 Nart. 


Unter diefem Titel ift joeben ein Werk erfchienen, das einen jehr 
Ihätzenswerten Beitrag zum Derftändnis der die Gegenwart bewegen- 
den Fonfeffionellen frage liefert. Wicht angreifen will das Bud), 
jondern den Evanaelifhen über die Fatholifch-jefuitiihen Stele die 
Augen öffnen und zur energiichen Wotwehr aufrufen. Einerfeits 
werden das Weſen, die Gejchichte, die Ziele des Jeſuitenordens nadh 
den Quellen dargeftellt, anderfeits wird der Nachweis geführt, daß feit 
der unheilvolfen Wendung, welche die Fatholifche Kirche mit dem 
Pontififat Pins IX. genommen hat, Jejnitismus und Katholizismus 
identiſche Beariffe find, man alfo evangelifcherfeits nicht berechtigt ift, 
in der durch die Tot der Seit geforderten Derteidiaung aller durch die 
Reformation erworbenen Güter beide auseinanderzuhalten. 

Der Stoff gliedert fidh in 12 Abteilungen: Ianatius von Loyola; 
Derfaflung der Gefellfchaft Jefu; die geiftlihen Übungen; die Moral 
der Jeſuiten; die politifchen Grundſätze der Jeſuiten; jejuitifche Marienz, 
Heiligen- 2c. Verehrung; die Pädagogik der Jeſuiten; die gegenreforma— 
torifche Wirffamfeit des Ordens; auswärtige Miſſion der Jeſuiten; 
WMiederherftellung des Jejnitenordens und feine gegenwärtige Stellung 
in der römischen Kirche; die neue römijch-Fatholifche Geaenreformation; 
Schlußwort. 

Mas die form des Buches anbelangt, macht die ruhige, rein fad: 
lihe Art der Behandlung, welche fih durchaus fernhält von Fonfejjio- 
neller Leidenſchaft, den beſten Eindruck — gewiß; auch auf unbefangene 
Katholifen. — Obwohl die Arbeit auf gründlichen, wiljenjchaftlichen 
Studien beruht, ift fie doch für ein weiteres Publifum berechnet, und 
geht ausgefprochenermaßen darauf aus, unfere gebildeten bürgerlichen 
Kreife für die Beftrebungen des evangelifchen Bundes zu erwärmen. 
Wir find überzeugt, daß diefes von warmer Liebe zur evangelifchen 
Kirche und zu unferem großen Daterlande zeugende Buch des ſchwäbi— 
fchen Theologen die verdiente Beachtung finden wird. Es fei hiermit 
jedermann, der Augen hat zu fehen, oder folche befonmen will, bejtens 
empfohlen! Sch. 
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Flugſchriften des Cunngeliſchen Bundes. 


Heft I: 


Heft 2: 
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Der Evangefifche Bund zur Wahrung der deutſch— 
proteſtantiſchen Interefiert. Seine Berechtigung und 
feine Aufgaben. Don Pr. Bärwinfel, Paftor in 
Erfurt. 25 Pfg. 
Römifche Triumphe. Von Dr. H. Baumgarten, 
Prof. der Geſchichte in Straßburg. 20 Pfs. 
Die unfichtbare Kirche und Rom. Don Prof. £L. 
Mitte, geiftl, Inſpektor in Pforta. 20 Pfg. 
Der Stiedensichluß zwilchen Deutjchland und Rom. 
Don W. Beyfchlag, D. u. Prof. Der Theologie 


in Halle. 20 pPfg. 
Ein Streifzug durch Die ulträmontane Preffe. 
Don Dr. Ottomar Sorens. 25 Pfa. 


Die Möglichkeit eines ehrlichen und gejegneten 
Sufammenwirfens von Ficchlich-Fonfervativen und 
liberalen Elementen int Evangelifchen Bund." Don 
P. Wurm, Defan in Blaubeuren. 15 pfa. 
Welche Aufgaben erwachjen dem geiftlichen Amte 
aus der gegenwärtigen Angriffsſtellung Roms? Don 
Prof. £. Witte, geiftl. Inſp. in Pforfa. 25 Dfa. 
Der Evangelifche Bund in Srankfurt. I. Predigt, 
gehalten in der Paulsfirche zu Frankfurt ani. 
Von K. H. Dieregge, Pfarrer zu Bonn. 10 Pfa. 
Der Evangeliſche Bund in Srankffurt. I. Eröff- 
nungstede bei der öffentlichen Derjanmlung. Don 
Graf Winsgingerode-Bodenjtein. IO Dfa. 
Der Evangelifhe Bund in Frankfurt. III. Rede 
über die Aufgaben und den Charakter des Evan- 
geliichen Bundes. Von D. G. fride, Geh. 
Kirchenrat, ord. Prof. der Theol. in Leipzig. 


15 Pfa. 


: Die Reformation und das deutſche Dolfstum. 


Don Julius Werner, Pfarrer in Hohenthurm 
bei Halle a. S. 20 Pfa. 
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Fr. Nicdter, Leipzig. 
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